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Wie wichtig ist dem Senat die Armutsbekämpfung in Bremen? 
 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Warum wurde die im Koalitionsvertrag angekündigte und von der Senatskanzlei 
einzusetzende „Arbeitsgruppe auf Staatsräteebene zur Bekämpfung von Arbeitslo-
sigkeit und Armut“ bis heute nicht eingesetzt? 
 
2. Welche Vorteile hätte es für die Arbeit der „Senatskommission Sozialleistungen“, 
wenn die „Arbeitsgruppe auf Staatsräteebene zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
und Armut“, auf die sich die Koalition in Bremen bereits im Juni 2023 geeinigt hatte, 
ihre Arbeit direkt aufgenommen und die Armutsbekämpfung in Bremen inzwischen 
gezielter adressiert hätte? 
 
3. Wann hat der Senat erkannt, dass die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Armut 
ohne eine Arbeitsgruppe auf Senatsebene in Bremen hinter dem erforderlichen Maß 
zurückbleiben wird? 
 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Die Stärkung des sozialen Zusammenhalts in einer solidarischen Gesellschaft, in der 
Ungerechtigkeiten bekämpft, Armut verringert, allen Menschen gleiche Chancen auf 
ein selbstbestimmtes Leben eröffnet und gerechte Teilhabe für alle ermöglicht wird, 
ist erklärtes Ziel des Senats. In Bremen existieren eine Vielzahl von Programmen 
und Projekten, die sich diesem Thema widmen. Allerdings ist Armutsbekämpfung 
eine kontinuierliche Aufgabe und erfordert fortlaufende Maßnahmen auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene. Sie erfordert gleichzeitig ein aufeinander abge-
stimmtes Vorgehen durch eine ressortübergreifende Zusammenarbeit. Die Lebensla-
genberichterstattung für das Land Bremen soll neu aufgestellt und durch ein ressort-
übergreifendes Handlungskonzept Armutsbekämpfung ergänzt werden. 
Getrennt von diesem Ziel ist die Frage zu betrachten, ob aktuell ein weiteres Gre-
mium für die Zielerreichung erforderlich ist. Ressortübergreifende Steuerungs- und 
Lenkungsgruppen sind ein Instrument um behördenübergreifende Konzeptentwick-
lung zu ermöglichen, gemeinsame Prozesse effizient zu steuern und Reibungsver-
luste zwischen verschiedenen Akteuren zu minimieren. Sie sind jedoch weder das 
einzige, denkbare Instrument noch eine notwendige Voraussetzung zur Zielerrei-
chung. Bestehen im selben Themenfeld bereits Strukturen und Arbeitsprozesse, 
kann statt verbesserter Steuerung auch zusätzliche Koordinierungs- und Abstim-
mungserfordernisse, Doppelstrukturen und Verantwortungsdiffusionen entstehen. 
Deshalb ist jeweils im konkreten Einzelfall über den Zusatznutzen einer weiteren 
Steuerungsstruktur zu entscheiden. 
Der Senat hat die Gründung einer Staatsrät:innenarbeitsstruktur im Kontext Arbeits-
losigkeit und Armut bisher zurückgestellt, da in dem Themenfeld mit den ebenfalls in 
dieser Legislaturperiode neu eingesetzten Gremien, der Senatskommission Ge-
schlechtergerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt und dem Transformationsrat sowie 
nunmehr mit der in der Fragestellung ebenfalls erwähnten Senatskommission Sozial-
leistungen, bereits drei ressortübergreifende Arbeitsstrukturen auf Leitungsebene be-
stehen. Daneben gibt es Vielfältige Prozesse der Ressortübergreifenden Zusammen-
arbeit auf der Fachebene. Aufgrund dieser breiten bereits existierenden Gremien-
struktur, die sowohl mittel- wie auch unmittelbar ebenfalls die durch eine Lenkungs-
gruppe zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Arbeit intendierten Zielsetzungen im 
Fokus haben, erscheint die Einsetzung eines weiteren Gremiums in diesem Bereich 



derzeit nicht zielführend. Sollte sich die Sachlage oder die Einschätzung des Senats 
hierzu ändern, kann die ursprüngliche Strukturidee problemlos wieder aufgegriffen 
werden. 


